








5 
 
 

 

Zusammenspiel mit den §§ 71, 71a AsylG und im Rahmen des gesetzgeberischen 

Gestaltungsspielraums das Ziel, die Rechtswirkung bestandskräftiger Entscheidungen 

durchzusetzen und eine Aufenthaltserneuerung oder -verfestigung zu verhindern, 

 

vgl. Dickten, in: Kluth/Heusch, BeckOK Ausländerrecht, 42. Edition, 
Stand: 01.07.2024, § 71 AsylG, Rn. 1 - 3, 

 

indem die wiederholte Befassung des Bundesamts mit einem erfolglosen Asylantrag, 

die die Aussichtslosigkeit und Rechtsmissbräuchlichkeit des Antragsbegehrens 

indiziert, mit der für den Antragsteller nachteiligen Rechtsfolge der sofortigen 

Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung verknüpft wird. Angesichts dessen bieten 

auch Art. 3 Abs. 1 GG sowie Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG keinen Anlass für eine 

verfassungskonforme Auslegung, mit der die Vergleichbarkeit von Fällen hinsichtlich 

des zeitlichen Abstandes zwischen dem Erstantrag und dem weiteren Antrag beurteilt 

würde. Denn die Möglichkeit einer verfassungskonformen Auslegung endet dort, wo 

sie mit dem Wortlaut und dem klar erkennbaren Willen des Normgebers in 

Widerspruch träte. Anderenfalls könnten die Gerichte entgegen dem Grundsatz der 

Gewaltenteilung (Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG) der rechtspolitischen Entscheidung des 

demokratisch legitimierten Normgebers vorgreifen oder diese unterlaufen. Das 

Ergebnis einer verfassungskonformen Auslegung muss demnach nicht nur vom 

Wortlaut des Gesetzes gedeckt sein, sondern auch die prinzipielle Zielsetzung des 

Normgebers wahren. Das gesetzgeberische Ziel darf nicht in einem wesentlichen 

Punkt verfehlt oder verfälscht werden. 

 

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 31.10.2016 – 1 BvR 871/13 –, juris, Rn. 34 
m. w. N. 

 

b. Die Norm des § 30 Abs. 1 Nr. 8 GG steht sowohl mit Art. 3 Abs. 1 GG (aa.) als auch 

mit Art.19 Abs. 4 Satz 1 GG (bb.) in Einklang. 

 

aa. Es ist mit Blick auf den allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 

GG) nicht zu beanstanden, dass die Regelung des § 30 Abs. 1 Nr. 8 GG sowohl den 

Fall eines kurz nach rechtskräftiger Ablehnung des Erstantrages erfolgenden weiteren 

Antrages erfasst wie auch den Fall, in denen die Antragstellungen in einem größeren 

zeitlichen Abstand erfolgen. Art. 3 Abs. 1 GG gebietet, alle Menschen vor dem Gesetz 
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gleich zu behandeln. Daraus folgt das Gebot, wesentlich Gleiches gleich und 

wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln. Eine Ungleichbehandlung im Sinne von 

Art. 3 Abs. 1 GG kann sich auch aus den praktischen Auswirkungen einer formalen 

Gleichbehandlung ergeben; entscheidend sind der sachliche Gehalt der Vorschrift und 

die auf die rechtliche Gestaltung der Norm zurückgehenden Wirkungen. Bei formal 

gleichbehandelnden Vorschriften ist der allgemeine Gleichheitssatz in seiner 

Ausprägung als Differenzierungsverbot einschlägig, wenn durch die Vorschriften eine 

Belastungsungleichheit normativ veranlasst wird. Demgegenüber ist Art. 3 Abs. 1 GG 

in seiner Ausprägung als Differenzierungsgebot in Ansatz zu bringen, wenn die 

Belastungsungleichheit auf tatsächlichen Ungleichheiten des zu ordnenden 

Lebenssachverhalts beruht. Als Differenzierungsgebot ist der allgemeine 

Gleichheitssatz nicht schon dann verletzt, wenn der Gesetzgeber Differenzierungen, 

die er vornehmen darf, nicht vornimmt. Er verletzt aber das Gleichheitsgrundrecht, 

wenn er es versäumt, tatsächliche Ungleichheiten des zu ordnenden 

Lebenssachverhalts zu berücksichtigen, die so bedeutsam sind, dass sie beachtet 

werden müssen.  

 

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 07.04.2022 – 1 BvL 3/18 –, juris, Rn. 239 ff. 
m. w. N. 

 

Vorliegend konnte der Gesetzgeber bei wiederholten Asylgesuchen auf eine 

Differenzierung hinsichtlich des dazwischenliegenden Zeitraums oder hinsichtlich der 

Frage einer zwischenzeitlichen Ausreise verzichten. Denn insoweit besteht in 

tatsächlicher Hinsicht kein Unterschied, der in Anbetracht der geregelten Rechtsfolge 

als wesentlich zu berücksichtigen wäre. Entscheidendes Kriterium für die 

Aussichtslosigkeit ist nämlich nicht der bloße Zeitablauf oder das Verlassen des 

Bundesgebiets nach Abschluss des Erstverfahrens. Denn es kann nicht angenommen 

werden, dass ein weiterer Asylantrag mit zunehmendem Zeitablauf oder nach einer 

Rückkehr ins Heimatland weniger aussichtslos würde. Maßgeblich für die Annahme 

der Rechtsmissbräuchlichkeit, 

 

vgl. dazu: VG Köln, Urteil vom 10.05.2019 – 6 K 693/17 –, juris, Rn. 22 
m. w N., 
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Vgl. VG Augsburg, Beschluss vom 13.06.2024, a. a. O., Rn. 47. 
 

Die Antragsgegnerin hat den Folgeantrag als zulässig erachtet und inhaltlich geprüft. 

Dabei ist entgegen der Auffassung des Antragstellers die Verschiedenheit von 

anhörender und entscheidender Person beim Bundesamt nicht zu beanstanden, weil 

eine Personenidentität weder einfachgesetzlich noch verfassungsrechtlich gefordert 

ist. 

 

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 06.09.2021 – 6 A 139/19.A –, juris, Rn. 97; 
VG Köln, Urteil vom 18.02.2020 – 6 K 7872/17.A –, juris, Rn. 35. 

 

Die Antragsgegnerin kommt nachvollziehbar zu dem Ergebnis, dass sich aus den 

Angaben des Antragstellers im Verwaltungsverfahren kein schlüssiges Gesamtbild 

ergibt. So legt sie dar, dass bereits seine zeitlichen Angaben zur behaupteten Folter 

nicht mit anderen Angaben des Antragstellers zum Aufenthaltszeitraum im Heimatland 

übereinstimmen. Da der Antragsteller insoweit auch neuen Vortrag auf Schilderungen 

aufbaut, die Gegenstand seines als offensichtlich unbegründet erachteten Vortrags im 

Erstverfahren waren, kann ihm eine überzeugende Darlegung von 

Verfolgungsgeschehnissen nicht gelingen. Sein Vorbringen zum Anlass seiner 

Ergreifung und zum Ausmaß seiner Folterung erscheinen wenig lebensnah. 

Insbesondere ist nicht plausibel, weshalb die staatlichen Behörden den Antragsteller, 

der nach seinem Vortrag lediglich an Demonstrationen im Jahr 2013 teilgenommen 

haben will, festgenommen und mit welchem Motiv sie ihn gefoltert haben sollen. 

 

B. Ebenso offensichtlich steht dem Antragsteller ein Anspruch auf die Gewährung 

subsidiären Schutzes nach § 4 Abs. 1 AsylG nicht zu. 

 

C. Es bestehen im maßgeblichen Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung 

(§ 77Abs. 1 Satz 1 Hs. 2 AsylG) auch keine ernstlichen Zweifel an der Rechtmäßigkeit 

der Feststellung in Ziffer 4. des angegriffenen Bescheides, dass Abschiebungsverbote 

nach § 60 Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 AufenthG nicht vorliegen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO, § 83b AsylG. 
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Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylG). 

 

 
 

 

 

  




